
6 Freitag, 18. November 2016Schweiz/Ausland

DieWirtschaft schliesst dieReihen
Inländervorrang Die Arbeitgeber kritisierten den ständerätlichenUmsetzungsplan für

die Zuwanderungsinitiative. Nun schwenken dieWirtschaftsdachverbände auf das FDP-Konzept um.

Tobias Gafafer

Die Umsetzung der Massenein
wanderungsinitiative ist für die
Wirtschaft ein entscheidendes
Dossier. Doch obwohl es umviel
geht,waren sichdie grossenVer
bände in den letzten Monaten
häufig uneinig. Wenige Tage vor
der Ständeratsdebatte schliessen
Economiesuisse und der Arbeit
geberverband nun die Reihen.
Dies zeigt ein gemeinsames
Schreiben an die bürgerlichen
Ständeräte, das unserer Zeitung
vorliegt.DiegrossenWirtschafts
dachverbände schlagen für die
Umsetzung Eckwerte vor. Der
Ansatz der Mehrheit der Staats
politischen Kommission (SPK)
des Ständerates gehe in die
richtige Richtung, schreiben die
Verbandsspitzen. Pikant: Noch
letzte Woche hatte der Arbeit
geberverbandkritisiert, der SPK
Vorschlag verursache einen
«nicht bewältigbaren bürokrati
schenAufwand».

Nun vollziehen die Arbeit
geber mindestens teilweise eine
Kehrtwende. Allerdings verlan
gen die Wirtschaftsverbände
beim Umsetzungskonzept der
ständerätlichen SPK Korrektu
ren. Diese sprach sich jüngst für
einen verschärften Inländervor
rang aus. Unternehmen sollen
offene Stellen den Regionalen
Arbeitsvermittlungsstellen (RAV)
melden müssen, wenn die
Arbeitslosigkeit in einer Berufs
gruppe überdurchschnittlich ist.
Zudemmüssten die Arbeitgeber
eine gewisse Zahl der von den
RAV gemeldeten Kandidaten
zumVorstellungsgespräch einla
den – und könnten diese nur mit
einer Begründung ablehnen.
Andernfalls droht eine Busse.

DasgehtdenWirtschaftsver
bänden zu weit: Sie lehnen die
Begründungspflicht als «staatli
chen Eingriff» in die Personal
politik ab. Firmen sollen nur be

straft werden, wenn sie kein Be
werbungsgesprächdurchführen.
Zudem schlägt die Wirtschaft
vor, das Modell der ständerätli
chen SPKmit dem des National
rats zu kombinieren. Demnach

soll zuerst für alle Berufe eine
Meldepflicht füroffeneStellenan
dieRAVeingeführtwerden, aber
erst ab einem Schwellenwert.
Vorstellungsgespräche sollenerst
in einer zweitenStufe einThema

sein. Keine Rede mehr ist im
Brief vonweiter gehendenForde
rungen der Arbeitgeber. Diese
unterstützten bisher die Position
der CVP, die als Ultima Ratio
Kontingente für Zuwanderer

verlangt, notfalls auch ohneEin
verständnisderEU.Arbeitgeber
präsident Valentin Vogt sprach
sich wiederholt für diese Mög
lichkeit aus und weibelte dafür.
Sein Verband will auf Anfrage
zurzeit keine Stellung zum Brief
nehmen,dernicht fürdieMedien
bestimmt sei. Mit dem Schwen
kerderDachverbändesteigendie
Chancen, dass sich das Konzept
der ständerätlichenSPK,dasdort
mit StimmenderFDPundderSP
nur knapp obsiegte, EndeMonat
auch imPlenumdurchsetzt.

DieZeit fürdie
Umsetzung läuft ab

DerVaterdesSPK-Vorschlags,der
Aargauer FDP-Ständerat Philipp
Müller, will sich nicht zum Brief
äussern.ErmusstevielKritikein
stecken. Zu bürokratisch, lautete
der Vorwurf. Müller wehrt sich:
Der flächendeckende Inländer
vorrang,wie ihndieSVPvorschla
ge,welchedieMasseneinwande
rungsinitiative lancierte, führezu
vielmehrBürokratie. «DerBom
benwerfer versucht nun, die
Feuerwehr zu spielen. Das ist ein
schlechter Witz.» Der Volksent
scheid sei sogutwiemöglichum
zusetzen, entgegnet Peter Föhn
(SVP, Schwyz). Das von der SVP
vorgeschlagene Modell habe vor
derEinführungderPersonenfrei
zügigkeit auch gut funktioniert.

Pirmin Bischof (CVP, Solo
thurn) zeigt sich vom Brief der
Wirtschaftsverbändeüberrascht.
Er vermutet dahinter ein partei
taktisches Manöver. «Es wäre
eineProvokation, keineweiteren
Abhilfemassnahmen vorzuse
hen.» Vor allem aber befürchtet
Bischof, dass Änderungen an
MüllersKonzept ausZeitgründen
schwierig sind.

DasParlamentwill dieVorla
ge inderDezembersessionberei
nigen, weil im Februar 2017 die
Frist für die Umsetzung der Ini
tiative abläuft.
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Obamawarnt
Trump vor Putin

Abschiedsbesuch Der scheiden
deUS-Präsidentgehtnichtdavon
aus, dass die USA unter Donald
Trump ihre Aussenpolitik um
krempelnwerden.AngelaMerkel
lobteernach seinemletztenTref
fen als US-Präsident gestern in
Berlin in den höchsten Tönen,
währendMerkel sich in gewohn
terTrockenheit übte:«Demokra
tie lebt vomWechsel.»

Der US-Präsident und die
deutsche Kanzlerin, aller Unter
schiede im Politikstil zum Trotz
zwei enge Verbündete, machten
einige bemerkenswerte Aussa
gen.Merkel sagtemitBlickaufdie
grosse Last, die die USA im Ver
teidigungsbündnis Nato tragen:
«Ich nehme die Hinweise des
Präsidenten (Anm.:Obama) sehr
ernst, dass Deutschland inner
halb der Nato sich schrittweise
wirdmehr engagierenmüssen.»

Obamabetonte, dass es «sig
nifikanteUnterschiede zur Sicht
weise Russlands» in Bezug auf
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit
und Menschenrechte gebe. «Ich
hoffe, dassderneugewähltePrä
sident auch bereit dazu ist, Russ
landParoli zubieten,wennunter
schiedliche Interessenvorhanden
sind», sagteer. SowohlObamaals
auchMerkel sprachen sich dafür
aus, die Sanktionen gegen Russ
land wegen der UkraineKrise
aufrechtzuerhalten, solange die
Friedensvereinbarungen von
Minsk nicht umgesetzt sind.

Obamabetonte, dass ernicht
davon ausgehe, dass die USA
unter dem neuen Präsidenten
eine 180-GradWendung in der
Aussenpolitik vornähmen. Wür
den die präsidialen Aufgaben
nicht mit Ernsthaftigkeit» ange
gangen, «wird man voraussicht
lich nicht sehr lange in diesem
Amt bleiben».

Auch auf Deutschland kom
me viel Verantwortung zu.Wäre
er in Deutschland wahlberech
tigt, so Obama, würde erMerkel
für eineweitereAmtszeitwählen.
Merkel äusserte sich nicht zu
einer neuerlichen Kandidatur.
Medienberichtenzufolgewird sie
das an diesemSonntag tun. (cr)
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